Salzburger Ärzteforum für das Leben

Presseaussendung, 15.12.2004

Auf die in den Salzburger Nachrichten vom 14.12. veröffentliche Ankündigung, Abtreibungen an den Salzburger Landeskrankenanstalten ab April 2005 definitiv durch ein Wiener Ärzteteam in den Räumlichkeiten der alten Chirurgie „anzubieten“, erlauben wir uns, unsere Meinung als „Salzburger Ärzteforum für das Leben“ zu übermitteln:

Aus unserer Sicht gehört der Dienst am und zum Leben zu den ureigensten Aufgaben des öffentlichen Gesundheitswesens, weshalb dieses weder institutionell noch finanziell zur Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen herangezogen werden sollte. Wir bewerten  daher die Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen an den Salzburger Landeskrankenanstalten weder als große medizinische, noch als gesellschaftliche Errungenschaft !

Vor allem aber wurde in den letzten Monaten versäumt, die derzeitigen Defizite  in der bereits bestehenden Beratung und Hilfestellung in aller Offenheit zu analysieren bzw. durch konkrete Maßnahmen zu beheben.

Im Mittelpunkt der Bemühungen sollten folgende Punkte stehen:

· Einrichtung eines flächendeckenden Netzes an Beratungsstellen und Hilfseinrichtungen, deren Schwerpunkt eine lebensbejahende Beratung und langfristige begleitende (und nicht wie bisher meist punktuelle) Betreuung sein muss. 

· Nur durch das Angebot einer Begleitung ist vielfach erst eine echte Hilfe bei der Entscheidungsfindung und eine Ermutigung zu einer Entscheidung für das Kind möglich.

· Es besteht aus unserer Sicht die gesellschaftspolitische Verpflichtung, jeder Frau / jedem Paar  in Notlage wirklich die Chance zu geben, mit Hilfe von geschulten BeraterInnen ein Lebenskonzept für ein Leben mit Kind zu erarbeiten. Nur so wird für viele ein zuvor undenkbares „Ja“ zu ihrem ungeborenen Kind möglich ! Und nur so kann jeder Frau auch die Möglichkeit gegeben werden, nach Abwägen aller Alternativen eine wirklich autarke Entscheidung treffen zu können.

· Zudem fordern wir auf, klare standardisierte Richtlinien für eine einheitliche Ausbildung und Schulung der an einer Beratung oder Begleitung Beteiligten, mit standardisierten und dokumentierten Inhalten (Schutz des Lebens von Frau und Kind) zu erarbeiten, um hier eine Qualitätssicherung zu gewährleisten.

· Um unbürokratisch finanzielle Soforthilfe leisten zu können, wäre die Einrichtung eines Fonds für Frauen in Notlage sinnvoll, welcher nicht nur aus öffentlichen Geldern, sondern auch durch Firmen (steuerl. Erleichterung, Werbung), Vereine etc. finanziert werden könnte.

· Desweiteren sollten Folder über alle bisher existierenden Beratungseinrichtungen im Land Salzburg geschaffen werden, welche in  allen gynäkologischen Ambulanzen, der first-love-Ambulanz , bei allen Gynäkologen und praktischen Ärzten, aber auch in Schulen aufgelegt werden könnten. Auch eine eigene Beratungshomepage mit allen wichtigen Informationen und Anlaufstellen könnte Frauen in Not eine wertvolle Hilfe auf der Suche nach Hilfe sein.

· Frauen haben, so wie alle Patienten vor einem medizinischen Eingriff das Recht auf eine korrekte, umfassende Aufklärung – dies beinhaltet folgende Punkte:
· Die Aufklärung durch einen Arzt muss in objektiver Art und Weise alle körperlichen, psychischen und psychosomatischen Nebenwirkungen (im Sinne eines post-abortion-syndromes PAS) und gleichzeitig die Hilfsangebote bei einem PAS von vornherein beinhalten.

· Unserer Meinung nach sollte eine Trennung zwischen beratender Stelle und der Institution, welche Abtreibungen durchführt, gesetzlich verpflichtend verankert werden: Nur so ist eine lebensbejahende Beratung wirklich umsetzbar und ein Interessenskonflikt, der in einem wirtschaftlich denkenden Unternehmen unweigerlich zustande kommt, zu vermeiden.

· Der Vorschlag, eine verpflichtende Bedenkzeit zwischen Beratungsgespräch und Durchführung eines Schwangerschaftsabbruches festzulegen, bringt unserer Meinung nach keine Nachteile. Sie kann für die Frauen eine distanziertere, von akuten äußeren Gegebenheiten unbeeinflusstere Entscheidung ermöglichen. 

· Ein weiterer Vorschlag ist, eine verpflichtende, anonyme Meldung von Abtreibungen. Die  statistische Auswertung der Daten (Gesamtzahl von Schwangerschaftsabbrüchen in Österreich, Aufschlüsselung der Indikationen: medizinische, eugenische, soziale Indikation, Altersverteilung) könnte konkret zur Verbesserung von Hilfe und Prävention beitragen.

Zur Verwirklichung dieser und weiterer Vorschläge, werden wir uns -  unter Berücksichtigung unserer ethischen Grundhaltung – auch weiterhin aktiv und konstruktiv beteiligen. Es erging an uns in den letzten Wochen auch die Einladung an einem Arbeitskreis unter der Führung von ISIS mitzuarbeiten. Nach der Teilnahme an einem Erstgespräch haben wir uns entschlossen, in diesen Arbeitskreis uns aktiv nicht weiter einzubringen. Bezüglich unserer diesbezüglichen Beweggründe dürfen wir auf die beiliegende Erklärung verweisen.
Leider ist zu erwarten, dass der Druck auf die ärztliche Kollegenschaft in den LKA, Abtreibungen durchzuführen, steigen wird.

In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, dass bereits im vergangenen Jahr bei Bewerbungsgesprächen für Ärzte an den Landeskrankenanstalten die Frage nach der Bereitschaft zur Mitwirkung an Abtreibungen gestellt wurde.

Überdies wird von offizieller Seite immer wieder davon gesprochen, dass die Lösung, Abtreibungen durch Wiener Ärzte durchführen zu lassen, eine vorläufige sein werde. Was folgt später ? Wir verweisen nochmals auf das StGB, in welchem klar verankert ist, dass keinem Arzt (und keinem / keiner Angehörigen des medizinischen Pflegepersonals) aus der Ablehnung der Mitwirkung an einem Schwangerschaftsabbruch ein Nachteil erwachsen darf ! Dies wird künftig ganz genau zu beobachten sein.
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